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Der Streit um den Finanzausgleich soll sich nicht wiederholen
Geber- und Nehmerkantone einigen sich auf eine Lösung

Vor zwei Jahren zeigte sich:
Wenn die Parlamentarier über
die Höhe des Ressourcen-
ausgleichs befinden, liegen die
Nerven blank. Deshalb wollen
die Kantonsregierungen den
Vorgang nun entpolitisieren.

MARCEL AMREIN, BERN

Es geht um viel Geld. Rund 4,9 Milliar-
den Franken werden jährlich über den
nationalen Finanzausgleich an die ein-
zelnen Kantone verteilt. Wie prall die
Ausgleichsgefässe genau sein sollen, be-
stimmt das Parlament alle vier Jahre
neu. Letztmals geschah dies 2015, und
die hitzige Auseinandersetzung zwi-
schen den Vertretern der Geber- und
der Nehmerkantone ist allseits in un-
guter Erinnerung.

Nächstes Mal soll alles anders sein.
Das jedenfalls ist die Absicht der Konfe-
renz der Kantonsregierungen (KdK),
die bald nach dem Seilziehen von 2015
eine Arbeitsgruppe beauftragte, einen
Ausweg aus demMalaise zu suchen.Der
Kern des Vorschlags der Arbeitsgruppe
lautet: Künftig soll nicht das Parlament,

sondern ein gesetzlicher Automatismus
den Umfang des wichtigsten der drei
Töpfe, des Ressourcenausgleichs, be-
stimmen. Auf eine Lösung in diesem
Sinne haben sich die Kantone am Frei-
tag an der KdK-Plenarversammlung
definitiv geeinigt. 21 Kantone, darunter
alle Geberkantone, sagten Ja. Ein Kan-
ton enthielt sich der Stimme.

Eine fixe Grösse

«An den Grundpfeilern des Finanzaus-
gleichs soll sich nichts ändern», erklärte
der Präsident der Arbeitsgruppe, der
ehemalige Schwyzer Finanzdirektor
Franz Marty, im Anschluss. Vielmehr
soll laut Marty die Feinsteuerung des
Ressourcenausgleichs dem politischen
Streit entzogen werden – zumal derzeit
nur eine Minderheit von sechs Kanto-
nen in den Ausgleich einzahlt.

Gegenwärtig hat sich das Parlament
nach dem gesetzlichen Ziel zu richten,
wonach der schwächste Kantonmit dem
Ausgleich aufmindestens 85 Prozent der
durchschnittlichen Ressourcenausstat-
tung aller Kantone kommen soll. Wegen
des Übergewichts der Nehmerkantone
wird dieses weiche Ziel mittlerweile
deutlich übertroffen. Es soll deshalb

durch eine fixe Grösse von 86,5 Prozent
ersetzt werden, aus der sich jedes Jahr
der Umfang des gesamten Ausgleichs
automatisch ergibt. Einen regelmässi-
gen Parlamentsentscheid brauchte es
nicht mehr.

Die Arbeitsgruppe schlug in ihrem
ursprünglichen Bericht vom letzten
Frühjahr einenWert von 86 Prozent vor,
und die jetzige Lösung derKantone liegt
gar eineinhalb Punkte über der gelten-
den Zielgrösse. Trotzdem sprach der
Genfer Finanzdirektor SergeDal Busco,
Vertreter eines Geberkantons, am Frei-
tag von einem «Kompromiss», denn fak-
tisch liegt die Mindestausstattung heute
bei 87,8 Prozent, und sie würde ohneAn-
passung bis 2020 auf 89 Prozent anwach-
sen, wie die Arbeitsgruppe berechnet
hat. Die ressourcenschwachen Kantone
seien bereit, einen Preis zu zahlen, er-
klärte ihrerseits die Finanzdirektorin
des Nehmerkantons Graubünden, Bar-
bara Janom Steiner. Sie seien zum
Schluss gekommen, dass das System die
Geberkantone nicht überfordern dürfe.

Das bisherige System hat noch einen
weiteren Nachteil: Da die Grundbei-
träge nur alle vier Jahre definiert und in
den Zwischenjahren vom Bundesrat
fortgeschrieben werden, bilden die Zah-

lungen die Entwicklung der Disparitä-
ten zwischen den Kantonen nicht kor-
rekt ab. Sie können ansteigen, obwohl
die Disparitäten abnehmen, und umge-
kehrt. Die jährliche Berechnung mit
einem Fixwert sollte dieses Problem be-
heben.

Der Bund zahlt weiter

Die Kantone wollen ihren Vorschlag als
Nächstes dem Bundesrat präsentieren.
Ihre Vorstellung ist, dass das Parlament
über eine Gesetzesrevision beraten
kann, wenn es 2019 die Dotation für die
nächste Vierjahresperiode vornehmen
müsste. Eine Übergangsfrist von drei
Jahren soll die Senkung des Ressourcen-
ausgleichs für die Nehmerkantone ver-
kraftbar machen. Anders als die Geber-
kantone wird der Bund aber nicht ent-
lastet werden, so der Anspruch der
KdK: Er soll neu drei Fünftel des gesam-
ten Finanzausgleichs tragen, d. h. das
verfassungsmässige Maximum. Die wei-
teren Einsparungen soll er direkt in den
zweiten Topf des Finanzausgleichs, den
Lastenausgleich, einspeisen. Schliesslich
schlagen die Kantone vor, dass der
Finanzausgleich künftig von einem poli-
tischen Steuerungsorgan begleitet wird,

das sich paritätisch aus Mitgliedern des
Bundesrats und von Kantonsregierun-
gen zusammensetzt.

Der Zürcher Regierungsrat Ernst
Stocker, der Finanzdirektor des grössten
Geberkantons, erwartet laut einem
Communiqué, dass der Bundesrat den
«hart errungenen Kompromiss der Kan-
tone» integral umsetzt. Damit schwinde
die Gefahr, dass der Finanzausgleich als
Solidaritätswert grundsätzlich infrage
gestellt werde.

Der Aargau leidet unter einseitigem Wachstum
Der Mittellandkanton schreibt tiefrote Zahlen und kämpft mit einer strukturellen Krise

Der Kanton Aargau schliesst das
Jahr 2016 mit einem Defizit von
105,4 Millionen Franken ab.
Einem massiven Ausgaben-
wachstum steht ein Einnahmen-
rückgang gegenüber. Gesucht ist
ein Weg, der die Finanzen
wieder ins Lot bringt.

PAUL SCHNEEBERGER, AARAU

Dem jovialen neuen Aargauer Finanz-
direktor Markus Dieth (cvp.) war nicht
ums Lachen, als er Anfang Monat die
Rechnung 2016 des Mittellandkantons
zwischen den beiden boomenden Me-
tropolen Zürich und Basel präsentierte.
Der Fehlbetrag ist mit 105,4 Millionen
Franken höher als in jedem Jahr der bei-
den letzten Jahrzehnte. Ohne Rückgriff
auf eine Ausgleichsreserve und seinen
Anteil an der Gewinnausschüttung der
Nationalbank hätte der Kanton gar
einen Fehlbetrag von 220 Millionen ver-
zeichnen müssen – trotz Entlastungs-
massnahmen, die den Personalaufwand
in der Verwaltung gegenüber 2015 um
20 Millionen Franken reduziert haben.

Weniger Wertschöpfung

Als Hauptgrund für die Differenz nann-
te Dieth den Mehraufwand für die Spi-
talfinanzierung. Das Gesundheitswesen
belastet die Aargauer Rechnung immer
stärker: Allein von 2015 auf 2016 stieg
der Aufwand dort um 38,7 Millionen
Franken.DerRegierungsrat hat deshalb
beschlossen, diesen Bereich vertieft zu
analysieren, um in der Folge ein sub-
stanzielles Reformpaket schnüren zu
können. Auch wenn der akute Hand-
lungsbedarf hier am grössten ist: Der
Kanton, der seit Jahren von einem gros-
sen Zuzug aus den benachbarten Zen-
tren Zürich, Basel und Zug/Luzern ge-
prägt ist, sieht sich einer strukturellen
Krise gegenüber, die weit über die Her-
ausforderungen im Gesundheitswesen
hinausgeht.

Während sich der Nettoaufwand von
2010 bis 2017 um 400Millionen Franken
von 2,1 auf 2,5 Milliarden Franken er-
höht hat, sind die Erträge in derselben
Periode lediglich um 200 Millionen auf
knapp 2,3Milliarden Franken gestiegen.
Während die Steuerleistungen der Ein-
wohner in diesem Betrachtungszeit-
raum um rund 150 Millionen Franken
zunahmen, ist bei den Unternehmens-

steuern parallel dazu ein Rückgang um
30 Millionen zu konstatieren. Stellt man
die Erträge aus den Steuern natürlicher
Personen in einVerhältnismit derenZu-
nahme, zeigt sich, dass das Bevölke-
rungswachstum in dieser Hinsicht kein
direktes Verlustgeschäft ist. Einer Zu-
nahme der Einwohner um 8 Prozent
steht eine Zunahme der von natürlichen
Personen generierten Steuern um 11
Prozent gegenüber.

Um abschätzen zu können, ob und in
welchem Ausmass sich das Wachstum
für den Aargau tatsächlich rechnet, be-
dürfte es konsolidierter Angaben über
die Mehraufwendungen der öffent-
lichenHand für die zusätzlicheBevölke-
rung in Bezug auf das Bildungs- und das
Gesundheitswesen, aber auch auf die
baulichen Infrastrukturen. Nicht Schritt
gehalten mit dem Bevölkerungswachs-
tum hat die Wertschöpfung von Indus-
trie und Gewerbe, im Gegenteil. Das
machen die Stagnation der Unterneh-
menssteuern und das Verfehlen des
Budgetziels 2016 in diesem Bereich um

15 Prozent oder 60 Millionen Franken
deutlich. Das Finanzdepartement führt
den Rückgang bei den Unternehmens-
steuern 2015 vor allem auf die tieferen
Gewinnmargen der exportorientierten
Maschinenindustrie zurück. Ebenfalls
negativ auf das Rechnungsergebnis
wirkte sich der Preisdruck aus, dem sich
die Stromindustrie gegenübersieht.

Hatte ihr Anteil an den Aargauer
Unternehmenssteuern vor zehn Jahren
noch 10 Prozent betragen, verringerte er
sich bis 2013 auf 8 Prozent. Mittlerweile
macht er nach Schätzungen des Finanz-
departements noch zwischen 4 und 5
Prozent aus. Anders als bei den Einwoh-
nern verzeichnet der Aargau bei den
Unternehmen keinen Zuzug. Statistiken
dazu gibt es nicht, aber der Kanton geht
davon aus, dass sich Wegzüge und Zu-
züge die Waage halten.

Wachstum synchronisieren

Aus diesen Feststellungen ergibt sich
die Frage, wie der Aargauer Haushalt
auf Dauer wieder ins Lot gebracht wer-
den soll. Im Mai will die Kantonsregie-
rung einen Sanierungsplan präsentie-
ren. Während auf der Ausgabenseite
Leistungen und Strukturen zu überprü-
fen sind (im Gesundheitswesen unter
anderem auch die Spitallandschaft), be-
darf es auch zusätzlicher Einnahmen.
Inwiefern nach Jahren der Steuer-
senkungen auch Steuererhöhungen Teil
des Sanierungsplans werden, ist unklar.
Offen ist auch, ob die Strategie des
Finanzdirektors aufgeht, die Parteien in
eine konsensuale Lösungsfindung ein-
zubeziehen.

Mittelfristig stellt sich die Frage, ob es
gelingt, die Diskrepanz zwischen dem
Bevölkerungswachstumund der schwin-
denden Wertschöpfung der Wirtschaft
zu beseitigen. Gelänge dies, liesse sich
der Anteil der Unternehmenssteuern an
den Gesamteinnahmen wieder steigern.
Heute liegt dieser unter 20 Prozent. Be-
zahlen die Unternehmen auf Dauer
weniger Steuern, wird die Last steigen,
welche die natürlichen Personen zu tra-
gen haben. Essenziell wird sein, ob es
dem Aargau gelingt, zusätzliche wert-
schöpfungsintensive Gewerbe und In-
dustrien anzusiedeln. Eine Strategie in
diese Richtung nennt sich Hightech
Aargau. Der Regierungsrat verspricht
sich von diesem Impulsprogramm die
Ansiedlung wertschöpfungsstarker Un-
ternehmen und zusätzliche einkom-
mensstarke Einwohner.

Tendenz contra Tradition
P. S. Die Tendenz, einseitig bevölke-
rungsmässig zu wachsen, steht im
Gegensatz zur Tradition des Aargaus,
auch ein profilierterWirtschaftsstandort
zu sein. Allerdings ist auch diese Tradi-
tion nicht losgelöst von seiner Lage zwi-
schen den beiden starken Metropolen
der Deutschschweiz. Sowohl die An-
siedlung der Maschinenindustrie in Ba-
den im 19. Jahrhundert als auch der
Pharmaindustrie im Fricktal im 20. Jahr-
hundert hat unter anderemdamit zu tun,
dass sich Boden hier günstiger erwerben
liess und Arbeitskräfte einfacher zu fin-
den waren als in Zürich oder Basel.

Im 21. Jahrhundert hat sich der Trend
umgekehrt. Prestigeträchtige und wirt-
schaftsstarke Arbeitgeber zieht es in die
Metropolen, was dadurch erleichtert
wird, dass moderne Industrien verhält-
nismässig wenig Raum beanspruchen
und vielen ihrer oft hoch qualifizierten

und gut bezahlten Angestellten viel an
einem dezidiert städtischen Umfeld ge-
legen ist, das im Aargau nur punktuell
zu finden ist. Möglichen Entwicklungen
in diese Richtung steht ein immer noch
verbreitetes ländliches Selbstverständ-
nis gegenüber.

Was die erwartete Zunahme der Be-
völkerung jenseits der Arbeitsplatzent-
wicklung betrifft, geht der Kanton Aar-
gau für die Jahre 2018 bis 2020 in seinem
Aufgaben- und Finanzplan von einem
Wachstum von 1 Prozent pro Jahr aus.
Für die Jahre 2021 bis 2026 rechnet Sta-
tistik Aargau mit einem jährlichen
Wachstum von 1,1 Prozent. Entspre-
chend rechnet der Kanton bis dann mit
einem überdurchschnittlichen Wachs-
tum seines Aufwandes. Mehr über 65-
Jährige führen zu Mehrkosten im Ge-
sundheitswesen, mehr Kinder zu höhe-
ren Bildungsausgaben.

Die Aargauer Wirtschaft schrumpft, die Bevölkerung wächst – im Bild das Telli-Quartier in Aarau. CHRISTOPH RUCKSTUHL / NZZ


